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100 Jahre Volkshochschulen
ver.di kritisiert Arbeitsbedingungen als
~Skandal im offentlichen Auftrag”'’

Anlasslich des heutigen 100-jahrigen Bestehens der Volkshochschulen fordert die Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) eine hohere Bezahlung, soziale Absiche-
rung sowie gesetzlich verbriefte Rechte auf Mitbestimmung fir VHS-Dozentinnen
und Dozenten. Lehrende, die 35 Jahre vollbeschaftigt fir die VHS gearbeitet haben,
kommen auf eine Rente von maximal rund 600 Euro.

100 Jahre Volkshochschulen seien eigentlich ein Grund zum Feiern, stellt ver.di-Bun-
desvorstandsmitglied Ute Kittel fest. Doch: , Die Arbeitsbedingungen an den Volks-
hochschulen sind ein Skandal im 6ffentlichen Auftrag. Lehrende kénnen jederzeit
Verdienst einblBen oder ganz ohne Arbeit dastehen. Obwohl sie im Dauereinsatz flr
die VHS sind, erhalten viele nur Honorarvertrage fir wenige Wochen. Bei Krankheit
oder in Elternzeit gibt es kein Recht auf Weiterbeschaftigung und wenn die Arbeit
weg ist, dann gibt es kein Arbeitslosengeld. Selbst in den besser bezahlten Integrati-
onskursen bleiben vollbeschaftigten Lehrkraften nach Abzligen nur etwa 1.600 Euro
zum Leben und nach 35 Arbeitsjahren eine Rente von nicht mehr als 600 Euro. Der 6f-
fentliche Dienst muss seine freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sozial besser absi-
chern.”

Volkshochschulen sind profilierte Einrichtungen der Erwachsenenbildung und ein Teil
des 6ffentlichen Dienstes. In ihnen unterrichten hochqualifizierte Dozentinnen und
Dozenten. Sie geben Integrationskurse, IT-Schulungen, unterrichten Fremdsprachen,
vermitteln politische und kunstlerische Bildung oder leisten etwa eine nachholende
Grundbildung in Schreiben und Rechnen.

Die Lehrenden werden bundesweit fast immer freiberuflich beschaftigt, arbeiten aber
meist ausschlieBlich fur die VHS und mUssen von diesen Auftragen leben.

In Berlin fordert ver.di mit der VHS-Dozent/innen-Vertretung fir die ca. 750 vollbe-
schaftigten Lehrkrafte als bundesweites Pilotprojekt einen Tarifvertrag?. Eine tarifver-
tragliche Regelung fur arbeitnehmerahnliche VHS-Lehrkrafte hatte die rot-rot-griine
Berliner Landesregierung bereits im Regierungsprogramm 2017 in Aussicht gestellt.
Doch der Senat sperrt sich bis heute, Verhandlungen aufzunehmen.

1 Quelle: https://www.verdi.de/presse/pressemitteilungen/++co++772d3362-2ea2-11e9-839f-525400b665de
2 hitps://biwifo-bb.verdi.de/++co++d89ed928-6b3f-11e4-b8a7-52540059119e



https://biwifo-bb.verdi.de/++co++d89ed928-6b3f-11e4-b8a7-52540059119e
https://www.verdi.de/presse/pressemitteilungen/++co++772d3362-2ea2-11e9-839f-525400b665de

	100 Jahre Volkshochschulen
	ver.di kritisiert Arbeitsbedingungen als
	„Skandal im öffentlichen Auftrag“

